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TURN- UND SPORTVEREIN LUSTNAU 1888 E.V. 

 

Gewaltprävention 

 
Leitfaden: Erweitertes Führungszeugnis (eFZ)  

- Instrument zum Kinder- und Jugendschutz gemäß § 30a BZRG / § 72a SGB VIII 

 

Der Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gewalt und sexuellem Missbrauch ist Kernaufgabe 
unseres Vereins.  
Das eFZ dient der Prüfung der persönlichen Eignung aller Personen, die Kinder und Jugendliche 
betreuen.

 

1. Grundlagen & Geltungsbereich 
Im Gegensatz zum einfachen Führungszeugnis enthält das eFZ auch geringfügige Verurteilungen 
wegen Sexualdelikten und anderer kinder- und jugendschutzrelevanter Straftaten. 

1.1. Das eFZ dient der Prävention von Gewalt und sexuellem Missbrauch. 
1.2. Das eFZ listet auch Erstverurteilungen unterhalb der üblichen 90-Tagessatz-Grenze auf, 

sofern diese im Katalog des BZRG für den Jugendschutz relevant sind. 

2. Vorlagepflicht 
Nach § 30a BZRG und gemäß § 72a SGB VIII sind Träger der Jugendhilfe (z. B. Sportvereine) 
verpflichtet, sicherzustellen, dass keine einschlägig vorbestraften Personen in der Kinder- und 
Jugendarbeit eingesetzt werden.  
Die Vorlagepflicht gilt insbesondere für: 
-    Trainer*innen und Übungsleiter*innen im Kinder- und Jugendbereich. 
-    Betreuer*innen im Kinder- und Jugendbereich. 
-    Jugendleiter*innen und deren Stellvertreter*innen. 
-    Personal in engem Kontakt zu Kindern- und Jugendlichen.  

3. Zuständigkeiten  
3.1. Die Abteilungsleitungen prüfen proaktiv, ob für alle aktiven und zukünftigen 

Mitarbeiter*innen im Kinder- und Jugendbereich ein gültiges eFZ vorliegt. Die 
Geschäftsstelle unterstützt hierbei durch Auskunft aus der Archivierungsliste. 

3.2. Ein Vorstandsmitglied ist verantwortlich für den ordnungsgemäßen Verfahrensablauf, die 
rechtssichere Dokumentation und die Einhaltung des Datenschutzes. 

3.3. Der Vorstand überträgt die Verantwortung und die Abwicklung des eFZ-Verfahrens an die 
Geschäftsstellenleitung. In dieser besonderen Vertrauensstellung stellt sie die formale und 
rechtssichere Bearbeitung sicher. 
 

4. Datenschutz  
Der Schutz der Persönlichkeitsrechte der Mitglieder ist oberstes Gebot: 
4.1. Die Geschäftsstellenleitung prüft das Original. 
4.2. Das Zeugnis wird nicht kopiert oder digital archiviert. 
4.3. Nach Einsichtnahme wird das Original an den Antragstellenden zurückgegeben.  
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5. Dokumentation  
Es wird lediglich in der Archivierungsliste vermerkt, dass das Zeugnis vorgelegt wurde, wann dies 
geschah und ob Einträge vorhanden waren oder nicht. 

6. Verfahren zur Beantragung 
6.1. Ein eFZ kann ab Vollendung des 14. Lebensjahres beantragt werden. 
6.2. Die Person oder die Abteilungsleitung teilt der Geschäftsstelle formlos schriftlich folgende 

Daten mit: 
                  Vorname, Name, Geburtsdatum, Wohnanschrift, ggfls. E-Mail-Adresse 
                   Art der Tätigkeit im Verein und Beginn des Einsatzes 
und bittet um Zusendung des Anforderungsschreibens für das eFZ sowie um den 
Verhaltenskodex mit der Verpflichtungserklärung.  

6.3. Der TSV stellt der Person eine schriftliche Bestätigung zum Beantragen eines eFZ aus. Diese 
bescheinigt die ehrenamtliche Tätigkeit und die Notwendigkeit des eFZ nach § 72a SGB VIII. 
Die Person beantragt das Zeugnis persönlich oder schriftlich bei der Meldebehörde, bei der 
sie mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldet ist oder online beim Bundesamt für Justiz (BfJ) 
unter Vorlage der Vereinsbestätigung. 
Für eine nachgewiesene ehrenamtliche Tätigkeit ist das eFZ gebührenfrei.  
 

7. Kostenfreiheit 
Für ehrenamtlich Tätige ist das Verfahren bei Vorlage der Vereinsbestätigung gebührenfrei. 
Haupt- oder nebenberuflich Tätige trägt die Kosten der TSV. 
 

8. Vorlage beim Verein 
Das Original des eFZ wird in einem verschlossenen Umschlag eingereicht an: 
        TSV Lustnau 
        Geschäftsstellenleitung (Persönlich/Vertraulich) 
        Steige 14 
        72074 Tübingen 
 

9. Prüfung und Entscheidung sowie Rückgabe 
Die Geschäftsstellenleitung prüft das Original. 
9.1.  Bei einschlägigen Vorstrafen (§ 72a SGB VIII) besteht ein striktes Tätigkeitsverbot. 
9.2.  Bei sonstigen Einträgen entscheidet die Geschäftsstellenleitung im Einvernehmen mit dem 

zuständigen Vorstandsmitglied nach pflichtgemäßem Ermessen über die Eignung. 
9.3.  Das Original wird nach der Prüfung umgehend an die Person zurückgegeben. 
9.4.  Jede Person erhält auf Wunsch eine Bestätigung über die erfolgte Einsichtnahme für die 

eigenen Unterlagen 
 

10. Dokumentation  
10.1.  Das eFZ wird weder kopiert noch digital archiviert. 
10.2.  In einer Archivierungsliste wird lediglich vermerkt, dass das Zeugnis vorgelegt wurde,   

            das Datum der Prüfung sowie die Information "Eintrag vorhanden: Ja/Nein" sowie  
            das Datum der turnusmäßigen Aktualisierung des Führungszeugnisses (in der Regel  
            alle 5 Jahre).  
 

11. Fristen und Sonderregeln 
11.1. Das Zeugnis darf bei Vorlage maximal 3 Monate alt sein. 
11.2. Eine erneute Einsichtnahme erfolgt grundsätzlich alle 5 Jahre. 
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11.3. Bei begründetem Verdacht kann der Vorstand jederzeit eine sofortige Neuvorlage  
             verlangen. 

11.4. Bei unvorhersehbarem Bedarf kann vorab eine Selbstverpflichtungserklärung  
             unterzeichnet werden; das eFZ ist unverzüglich nachzureichen. 
 

12. Ausschluss von der Tätigkeit bei einschlägigen Vorstrafen (§ 72a SGB VIII) 
12.1. Personen mit einschlägigen Verurteilungen nach § 72a SGB VIII sind für die Betreuung  

             von Kindern und Jugendlichen unvorteilhaft bzw. ungeeignet und dürfen nicht  
            eingesetzt werden.  

12.2. Auch bei anderen Straftaten kann der Vorstand nach pflichtgemäßem Ermessen  
             entscheiden, einen Einsatz abzulehnen. 

12.3. Sollte eine Person während Fünf-Jahresfrist und ihrer aktiven Zeit einschlägig  
            vorbestraft werden, ist sie verpflichtet: 

12.3.1. dies der Geschäftsstellenleitung oder dem zuständigen Vorstand unverzüglich 
   anzuzeigen und 

12.3.2. die Tätigkeit im Verein mit sofortiger Wirkung eigenständig zu beenden. 

 
 
Gottfried Erne  
Erster Vorstand                                                                                                                verfügt am 29.06.2026      
 
 
Rechtsgrundlagen 

 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) 
§ 30a BZRG regelt die Ausstellung eines erweiterten Führungszeugnisses für Personen, die  
beruflich oder ehrenamtlich Kontakt zu Minderjährigen haben. 

 Sozialgesetzbuch (SGB VIII) 
§72a SGB VIII regelt den Ausschluss von Personen mit einschlägigen Vorstrafen von  
Tätigkeiten in der Kinder- und Jugendhilfe und die Pflicht zur Vorlage eines erweiterten  
Führungszeugnisses. 


